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Ministerium für Integration, Familie,  
Kinder, Jugend und Frauen  
Referat 753 
 
 

Protokoll 
der Sitzung des Landesweiten Runden Tisches (LRT) des Rheinland-
Pfälzischen Interventionsprojektes gegen Gewalt in engen sozialen Bezie-
hungen (RIGG) am 11. November 2013 
 
Ort:                  Ministerium für Integration, Familie, Kinder, Jugend und Frauen  
                        Kaiser-Friedrich-Straße 5 A, 55116 Mainz 
Zeit:                10.00 – 13.30 Uhr  

       Leitung:          Dr. Dagmar Heine-Wiedenmann, Referatsleiterin                               
„Gewaltprävention, Frauen in besonderen Lebenslagen“ 

Protokoll:       Stephanie Jost 
 
Frau Dr. Heine-Wiedenmann leitet die Sitzung in Vertretung für Frau Abteilungslei-
terin Dr. Jung, die heute terminlich verhindert ist. 
Nach Eröffnung der Sitzung stellt Frau Dr. Heine-Wiedenmann dem LRT Frau Ni-
na-Kristin Bäcker als neue Mitarbeiterin im Referat „Gewaltprävention, Frauen in 
besonderen Lebenslagen“ vor. 
 
Zum Protokoll der Sitzung vom 22.04.2013  gibt es keine Änderungs- bzw. Ergän-
zungswünsche. 
 
In der Tagesordnung wird der Punkt „Probleme der Frauenhäuser in Zusammen-
hang mit SGB II“ vorgezogen. 
 
TOP 1  
Beratung der Beschlussempfehlung der Fachgruppe „Polizeiliche Interven-
tion“  zum „Umgang mit Hochrisikofällen von Gewalt in engen sozialen Be-
ziehungen“ 
 
Herr Wilhelm (ISIM) erörtert die als Anlage zur Einladung übersendete Beschluss-
empfehlung der Fachgruppe „Polizeiliche Intervention“.  
In der anschließenden Diskussion werden die Vorstellungen zum zukünftigen Um-
gang mit Hochrisikofällen auch von den Frauenunterstützungsorganisationen als 
positiv und unterstützungswert erachtet. Allerdings geben sie zu bedenken, dass 
sie für weitere Vernetzungsaufgaben keine personellen Ressourcen haben. Es 
wird dabei auf die seit Jahren kaum erhöhten Fördersätze des Landes hingewie-
sen, die keine weitere unentgeltliche Aufgabenwahrnehmung erlaubten. 
 
Da sich die neue Fachgruppe nicht primär mit polizeilichen Aufgaben befassen 
wird, erklärt sich  Frau Dr. Heine-Wiedenmann bereit, deren Leitung zu überneh-
men. 
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In der Fachgruppe sollen maximal 8 bis 10 Personen vertreten sein aus: 
 

• Frauenunterstützungseinrichtungen 
• Täterarbeitseinrichtungen 
• ISIM/Polizei 
• MJV/Strafrecht 
• Jugendamt 
• Gesundheitsbereich. 

 
Die Mitglieder des LRT werden gebeten bald entsprechende Personen zu benen-
nen und deren Kontaktdaten Frau Dr. Heine-Wiedenmann zuzuleiten. Die Fach-
gruppe soll im Januar 2014 die Arbeit aufnehmen. 
 
Der Landesweite Runde Tisch fasst folgenden einstimmigen Beschluss zur 
Beschlussempfehlung der Fachgruppe „Polizeiliche Intervention“: 
 
Der Landesweite Runde Tisch beschließt die Einsetzung einer temporären 
Fachgruppe zum Umgang mit Hochrisikofällen bei Gewalt in engen sozialen 
Beziehungen. Die Fachgruppe wird beauftragt ein Rahmenkonzept 

• für die Risiko-Identifizierung und -Bewertung von GesB-Fällen 
• für die Arbeit der institutionenübergreifenden regionalen Fallkonfe-

renzen  
• für den datenschutzkonformen Informationsaustausch der Behörden 

und Institutionen in diesen Fallkonferenzen und 
• für eine extra Vergütung der Mitarbeit der Frauenunterstützungsein-

richtungen in den regionalen Fallkonferenzen zu erarbeiten. 
 
Das MIFKJF sagt zu, dass – wie bei den bisherigen Fachgruppen – etwaige 
Fahrtkosten der Mitglieder nach Landesreisekostengesetz übernommen werden. 
 
 
TOP 2  
Probleme der Frauenhäuser in Zusammenhang mit SGB II (Bericht Frau 
Merz) 
 
Zu Beginn teilt Frau Merz ihr Ausscheiden als Mitglied des LRT mit. Ihre Nachfol-
ge wird Frau Melanie Stork (Frauenhaus Kaiserslautern) übernehmen. Frau Dr. 
Heine-Wiedenmann bedankt sich für das langjährige Engagement von Frau Merz 
und für die gute Zusammenarbeit und wünscht ihr für die Zukunft alles Gute. 
 
Im Anschluss erörtert Frau Merz auf der Grundlage der Tischvorlage vom 
16.04.2013 die Probleme der Frauenhausbewohnerinnen im Zusammenhang mit 
dem SGB II. Als Lösungsansatz wird die Erarbeitung landesweiter, einheitlicher 
Dienstanweisungen für den Umgang mit Frauenhausfällen vorgeschlagen, die 
auch eine Verfahrenserleichterung bzw. Leistungsverbesserung für die Betroffe-
nen beinhalten. 
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Frau Dr. Heine-Wiedenmann schlägt dazu ein Ministerinnen-Schreiben an die Re-
gionaldirektion RP/Saarland vor. Die Regionaldirektion soll mit den in der Tisch-
vorlage beschriebenen Problemen befasst werden, verbunden mit der Einladung, 
an einer Arbeitsgruppe aus Vertreterinnen und Vertretern des MSAGD, der Kom-
munalen Spitzenverbände und der Frauenhäuser zur Verbesserung der Verfah-
rensabläufe teilzunehmen.  
 
In diesem Zusammenhang bittet Frau Dr. Heine-Wiedenmann die Konferenz der 
Frauenhäuser zu eruieren, ob aus anderen Bundesländern in der Zusammenarbeit 
mit Regionaldirektionen/Jobcentern Beispiele für Verfahrenserleichterungen bzw.  
Verbesserungen der Leistungen an die Betroffenen bekannt sind (Best-Practice-
Beispiele). 
 
Der Vorschlag der Frauenhäuser, einen Fonds einzuführen, für Frauen, die keinen 
Anspruch auf Sozialleistungen haben, kann aufgrund fehlender Haushaltsmittel 
nicht aufgegriffen werden. 
 
 
TOP 3  
Beratung der Beschlussempfehlung der Fachgruppe „Sexualisierte Gewalt 
an Frauen“ zur Verbesserung der medizinischen, psychosozialen und rech-
tlichen Situation Betroffener von Gewalt in engen sozialen Beziehungen 
 
Frau Dr. Heine-Wiedenmann stellt die Beratungsergebnisse der Fachgruppe, die 
als Anlage mit der Einladung versendet wurden, kurz vor. 
 
Der LRT fasst zu der Beschlussempfehlung der Fachgruppe „Sexualisierte 
Gewalt an Frauen“ folgenden einstimmigen Beschluss: 
 
Der LRT stimmt der Beschlussempfehlung der Fachgruppe „Sexualisierte 
Gewalt an Frauen“ zu. Er regt an, dass eine Vertreterin bzw. ein Vertreter des 
MSAGD die Federführung in der ressortübergreifenden Arbeitsgruppe zur 
Umsetzung des Konzeptes übernimmt, das sich im Schwerpunkt mit medizi-
nischen und rechtsmedizinischen Themen befasst. 
 
Das MIFKJF sagt zu, dass – wie bei den bisherigen Arbeitsgruppen – etwaige 
Fahrtkosten der Mitglieder nach Landesreisekostengesetz übernommen werden. 
 
Die ressortübergreifende Arbeitsgruppe soll im Januar 2014 die Arbeit aufnehmen. 
Zur ersten Sitzung und weiteren Abstimmung wird Fr. Dr. Heine-Wiedenmann ein-
laden. 
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TOP 4  
Bessere Erreichbarkeit bestimmter Opfergruppen bei GesB (Bericht der Ver-
treterinnen der Frauenhäuser, Frauennotrufe und Interventionsstellen) 
 
Die Frauenunterstützungseinrichtungen berichten über ihre Erfahrungen mit be-
stimmten Opfergruppen. Es wird festgehalten, dass es bei bestimmten Opfergrup-
pen grundsätzliche Hemmnisse gibt, sich an Frauenunterstützungsorganisationen 
zu wenden. Um dem entgegen zu wirken, ist mehr Öffentlichkeitsarbeit erforder-
lich, wofür jedoch nur wenige Finanzmittel zur Verfügung stehen. 
 
 
Weiterhin werden Erfahrungen und Rückmeldungen zum Bundesweiten Hilfetele-
fon diskutiert. Sowohl die Frauenhäuser als auch die Frauennotrufe melden relativ 
wenige Weitervermittlungen, aber häufige Fehlvermittlungen. Die Auswirkungen 
des Hilfetelefons sollen weiter beobachtet werden. Frau Dr. Heine-Wiedenmann 
berichtet, dass Anfang November eine Beiratssitzung zum Hilfetelefon stattgefun-
den hat, in der auch eine erste Evaluation der Einrichtung vorgestellt wurde. Sie 
soll dem LRT zur Verfügung gestellt werden.  
 
Darüber hinaus wird vorgeschlagen, dass Rheinland-Pfalz wieder einen Antrag 
zum Bundesweiten Hilfetelefon auf der nächsten GFMK stellt. 
 
 
TOP 5 
Fortgesetzte Beratung der Interventionsketten von Polizei, Täterarbeitsein-
richtungen und von Frauenunterstützungseinrichtungen 
 
Auf der Grundlage der mit der Einladung versendeten Unterlagen werden die 
Interventionsketten von Polizei, Täterarbeitseinrichtungen und Frauenunterstüt-
zungseinrichtungen weiter beraten. Frau Diehl sagt zu, dass sie die Interventions-
kette der Notrufe zuleitet.  
Frau Dr. Heine-Wiedenmann regt noch einmal an, die jeweiligen Interventionsket-
ten auf Lücken hin „abzuklopfen“, über die Iststandsbeschreibung hinaus zu eruie-
ren, wo Vernetzungen fehlen und für die Zukunft angestrebt werden sollten. Darü-
ber hinaus wird von Frau Rund vorgeschlagen dabei auch die Leitlinien zur Opti-
mierung der Zusammenarbeit der 4-Hilfesäulen bei GesB von 2009 (s. 
www.rigg.rlp.de/Downloads: Optimierung des Hilfesystems) einzubeziehen. 
 
Es wird vereinbart, dass Anregungen oder Verbesserungsvorschläge direkt mit der 
entsprechenden Stelle kommuniziert werden, sodass von dort etwaige Änderun-
gen vorgenommen werden können. Frau Dr. Heine-Wiedenmann bittet darum, 
dass – im Fall von Änderungen - der Fachabteilung im Ministerium im Anschluss 
die aktuelle Fassung der Übersicht zugeleitet wird. 
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TOP 6 
Berichte und Informationen/Sonstiges 
 
Kürzungsabsichten im Bereich der Täterarbeitseinrichtungen                                                                                         
Frau Reinhardt verweist auf erneute Kürzungsabsichten im Bereich der Täterar-
beitseinrichtungen im Doppelhaushalt 2014/2015.  
Die LRT-Mitglieder bekräftigen in diesem Zusammenhang, dass das durch RIGG 
geschaffene Hilfesystem eine gesicherte finanzielle Grundlage benötigt. 
Im Folgenden werden verschiedene Strategien diskutiert, um die politisch Verant-
wortlichen zu einem Bekenntnis zu RIGG zu veranlassen. Frau Dr. Heine-
Wiedenmann sagt zu, ein Strategie-Papier dazu zu erstellen. 
 
 
Flyer für Interventionsstellen 
In Kürze wird der Flyer für die Interventionsstellen in Deutsch, Türkisch und Rus-
sisch fertiggestellt und an die Einrichtungen verschickt. Es wird empfohlen, einige 
Flyer auch an die Polizei weiterzugeben.  
Auf dem Flyer - und demnächst auch auf der Startseite der RIGG-Homepage -  
wird ein neues Foto zu sehen sein, das eine Betroffene weniger in einer Opferrolle 
darstellt, sondern selbstbestimmt und aktiv.  
 
 
Bilanz Gewaltschutzgesetz 
Der LRT wird sich in seiner nächsten Sitzung mit dem Jahresthema aller Runden 
Tische „Bilanz zum Gewaltschutzgesetz“ befassen. Dazu werden auch Beiträge 
der Regionalen Runden Tische angefordert und vom Fachreferat zusammenges-
tellt. 
Weiterhin wird Frau Hammes als praktizierende Rechtsanwältin für Familienange-
legenheiten aus der Gerichtspraxis berichten, was das Gewaltschutzgesetz errei-
chen konnte bzw. wo die Umsetzung des Gesetzes enttäuscht hat. 
 
 
Fachgruppe „Frauen- und Kinderschutz“ 
Die Frauenhäuser sind an der Einrichtung einer weiteren Fachgruppe des RIGG 
zum Thema des Frauen- und Kinderschutzes interessiert. Frau Dr. Heine-
Wiedenmann bittet die Vertreterinnen der Frauenhäuser für die Fachgruppe Mitg-
lieder (auch aus anderen Einrichtungen) vorzuschlagen und schon einmal einen 
Aufgabenkatalog zu umreißen.  
 
 
Nächste Sitzung LRT 
Die nächste Sitzung des LRT wird im Frühjahr 2014 stattfinden. Der genaue Ter-
min wird rechtzeitig mitgeteilt. 
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Fachgruppe Polizeiliche Intervention   

 
 

 

Beschlussempfehlung der Fachgruppe „Polizeiliche Intervention“ an den LRT 

von RIGG zum „Umgang mit Hochrisikofällen von Gewalt in engen sozialen 

Beziehungen“ 

 

 

Ausgangslage – Bisherige polizeiliche Befassung mit Hochrisikofällen von 

Gewalt in engen sozialen Beziehungen 

 

In einer Projektgruppe des Arbeitskreises II der Innenministerkonferenz (IMK) zur 

Verhinderung von Gewalteskalationen in Paarbeziehungen bis hin zu 

Tötungsdelikten haben die Bundesländer bereits in 2005 das polizeiliche Vorgehen in 

Hochrisikofällen von GesB untersucht und Handlungsempfehlungen für die 

polizeiliche Praxis gegeben. Mit Beschluss der IMK vom Juni 2005 ist der Bericht der 

Projektgruppe zur Kenntnis genommen und den Ländern empfohlen worden, die 

Handlungsempfehlungen umzusetzen und die zur Intervention gegen Gewalt in 

engen sozialen Beziehungen bestehenden Konzepte entsprechend fortzuschreiben. 

In der Polizei Rheinland-Pfalz sind die Empfehlungen mit Hinweisen im Leitfaden 

GesB / Stalking sowie im Formularwesen umgesetzt worden. Unter Berücksichtigung 

neuer Forschungsergebnisse (u.a. Institut für Polizei- und Sicherheitsforschung 

Bremen) und der bundes- wie europaweit aktuell erneut geführten Diskussion um 

den Umgang mit diesen Hochrisikofällen besteht ggf. weiterer Handlungsbedarf. 

 

Innerhalb der Polizei ist das Landeskriminalamt Rheinland-Pfalz beauftragt, bis zum 

30.11.2013 ein umfassendes Lagebild zu den (versuchten) Tötungsdelikten mit 

GesB-Bezug in Rheinland-Pfalz für den Zeitraum 2008 – 2012 vorzulegen. Nach den 

ersten Auswertungen waren in Rheinland-Pfalz im genannten Zeitraum insgesamt 

128 Fälle von (versuchten) Tötungsdelikten mit GesB zu verzeichnen, d.h. ca. 25 

Opfer pro Jahr. Die Zahl der Fälle, in denen eine Gewalteskalation befürchtet werden 

musste, dürfte diese Werte noch übersteigen.  
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Die AG GesB der Polizei Rheinland-Pfalz ist beauftragt, die polizeiliche 

Ablauforganisation in Hochrisikofällen zu prüfen und bis zum 30.11.2013 möglichen 

Änderungsbedarf anzuzeigen. Die Ergebnisse der AG GesB werden im Nachgang, 

im Hinblick auf eine Anpassung der polizeilichen Ablauforganisation, zu diskutieren 

sein. Von der im Auftrag des ISIM und der Landespolizeischule ausgerichteten 

internationalen Fachtagung am 05.11.2013 an der Fachhochschule der Polizei, bei 

der insbesondere Führungskräfte der Polizei als Zielgruppe eingeladen sind, werden 

weitere Erkenntnisgewinne erwartet. 

 

 

Initiativen im europäischen Ausland und im Bundesgebiet 

 

Neben der rein polizeilichen Befassung mit der Thematik liegen bereits Erkenntnisse 

aus dem europäischen Ausland zum Umgang mit Hochrisikofällen häuslicher Gewalt 

und insbesondere zur Durchführung interdisziplinärer Fallkonferenzen vor.  

 

So sind 2003 in Großbritannien so genannte „Multi Agency Risk Assessment 

Conferences“ (MARAC) für die Risikoeinschätzung und Sicherheitsplanung zur 

Prävention bei besonders gefährdeten Opfern einberufen worden. Die Methode ist 

von der Polizei und der Women`s Safety Unit in Cardiff/Wales entwickelt worden.  

 

Sie besteht darin, dass Behörden und Institutionen, die mit der Prävention von 

häuslicher Gewalt befasst sind (Polizei, Justiz, Frauenunterstützungseinrichtungen, 

Kinder- und Jugendschutzorganisationen, Einrichtungen im Gesundheitsbereich, 

Sozial-/ Jugendamt, Bewährungs-/Suchthilfe etc.) in regelmäßigen Abständen multi-

institutionelle Fallkonferenzen durchführen, um Hochrisikofälle zu erkennen und 

gemeinsam effektive Maßnahmen gegen den Täter und zum Schutz besonders 

gefährdeter Opfer zu vereinbaren und durchzuführen. Die mit dem Problem aus 

unterschiedlichen Blickwinkeln und Zuständigkeiten befassten Einrichtungen 

schließen sich dabei zu einer Art „Bündnis für Gewaltprävention“ zusammen. Derzeit 

sind 240 lokale MARACs in England und Wales aktiv. 
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In der im Mai 2011 in Istanbul unterzeichneten Konvention des Europarates zur 

Prävention und Bekämpfung von Gewalt an Frauen und häuslicher Gewalt wird unter 

der Überschrift „Risikoeinschätzung und Risikomanagement“ die Wichtigkeit des 

effektiven Schutzes von Opfern explizit betont (vgl. Artikel 51 Abs.11). Die 

Vertragsparteien sollen danach „die erforderlichen gesetzgeberischen / sonstigen 

Maßnahmen treffen, um sicherzustellen, dass eine Analyse der Gefahr für Leib und 

Leben und der Schwere der Situation sowie der Gefahr von wiederholter Gewalt von 

allen einschlägigen Behörden vorgenommen wird, um die Gefahr unter Kontrolle zu 

bringen und für koordinierte Sicherheit und Unterstützung zu sorgen“.  

 

In Wien ist der MARAC-Ansatz aus Großbritannien 2011 in einem Modell-Projekt auf 

die dortigen Verhältnisse angepasst und über einen Zeitraum von einem Jahr 

getestet und evaluiert worden. In den fallspezifischen Besprechungen ist dabei 

insbesondere die Wichtigkeit der Einbindung weiterer Fachleute und Einrichtungen 

deutlich geworden. Vertreter dieses Projektes verglichen MARAC mit einer 

„koordinierten Intensivbehandlung im Gesundheitsbereich“. 

 

Nach den der Fachgruppe „Polizeiliche Intervention“ vorliegenden Informationen sind 

ein strukturierter Umgang mit Hochrisikofällen von GesB und multi-institutionelle 

Fallkonferenzen bisher im Bundesgebiet noch nicht in der konkreten Umsetzung. In 

Niedersachen existiert ein Grundlagenpapier „Fallmanagement zur Deeskalation bei 

häuslicher Gewalt und Stalking – Handlungsorientierungen für die interdisziplinäre 

Kooperation“, welches den Umgang mit Hochrisikofällen und die notwendigen 

Umsetzungsschritte theoretisch beschreibt, allerdings noch nicht praktisch gelebt 

wird. Als weitere Bundesländer nehmen sich wohl BE, HE und SL der Problematik 

an, detaillierte Überlegungen sind hier allerdings nicht bekannt. 

 

 

 

 

 

                                            
1
 Council of Europe Convention on preventing and combating violence against women and domestic 
violence 
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Beschlussempfehlung an den LRT von RIGG 

 

Neben der rein polizeilichen Befassung mit der Thematik sollte das 

Risikomanagement von GesB-Fällen ressortübergreifend intensiver erörtert werden. 

Dies erfordert die Einbeziehung unterschiedlicher Behörden und Institutionen. Die 

Fachgruppe „Polizeiliche Intervention“ schlägt deshalb vor, für den Umgang mit 

Hochrisikofällen von GesB eine temporäre Fachgruppe des LRT einzurichten. Die 

Leitung der FG sollte nach dem Votum der Fachgruppe „Polizeiliche Intervention“ 

durch das MIFKJF wahrgenommen werden. In der neuen Fachgruppe sollte eine 

Handlungsorientierung / Rahmenkonzeption für das interdisziplinäre Vorgehen in 

Rheinland-Pfalz in diesen Fallkonstellationen erarbeitet werden. Weiterhin wären 

prognostisch datenschutzrechtliche Fragestellungen für die institutionen-

übergreifende Zusammenarbeit in Fallkonferenzen zu klären. Je nach Ergebnis der 

Beratungen in der Fachgruppe könnte in der Folge ggf. die Einberufung von 

MARAC`s in Rheinland-Pfalz in einem Pilotverfahren getestet werden. 

 

 

Für die Fachgruppe „Polizeiliche Intervention“ - September 2013 

 

 

 

 

gez.  

Jörg Wilhelm 

































Polizeieinsatz bei häuslicher Gewalt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  

Informationseingang 
  - Anruf 
  - persönlich in der Wache 

 

Soforteinsatz 

Polizeiliche  
Krisenintervention 

Gefahreneinschätzung 

Anzeigenaufnahme 
Sonstige Hinweise 

 

Gefahreneinschätzung 

Standardmaßnahmen 
- Platzverweis 
- Ingewahrsamnahme 
- Sicherstellung 
- Beweiserhebung bei Straftaten 

Vorgangserstellung 
 

 bei Straftaten immer 
Strafanzeige 

 bei ausschließlicher 
Gefahrenlage nur 
Dokumentation im Rapport 

 Vordruck „Verfügung 
Platzverweis“ (Hinweis 
Gewaltesklation) 

 

Koordinator GesB, 
 KBD, K 2, K 1, K 11 

 
 

 abschließende          auf Anforderung 
 Sachbearbeitung      Bericht und 

                                Dokumentation  
                                der Polizei 

Opferschutz 
vor Ort insb. informieren 
über: 
- Ermittlungsverfahren  
-  Rechtslage 
-  Hilfsangebote  
-  Interventionsverlauf pp. 
 

Entscheidung durch 

Familiengericht 

Gewaltschutzgesetz 
 

- Schutzanordnung 
- Wohnungszuweisung 
- Antragstellung beim  
  Familiengericht 
   

 

Staatsanwaltschaft 

 
 

unmittelbare 
Datenweitergabe an 
Interventionsstellen 

 

 

Täterhilfe 
  Information über Täter- 
  arbeitseinrichtungen  
  Contra Häusliche Gewalt    
  bei verantwortlicher    
  Vernehmung  

 

 
 
 

  

- Frauenhäuser 
- Frauennotrufe 
- Beratungsstellen 
- Jugendamt 
- Führerscheinstelle 
- Waffenbehörde 
- Ausländerbehörde 

Information 

TAE-Flyer 

Flyer „Rat und Hilfe“ 

Formular 
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